
 

  

S 21 AS 330/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Hessisches Landessozialgericht
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 6
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren aufschiebende Wirkung

Versagung
keine gesetzliche Anordnung der
sofortigen Vollziehbarkeit im Recht der
Grundsicherung für Arbeitsuchende

Leitsätze Auch nach den mit dem Neunten Gesetz
zur Änderung des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch – Rechtsvereinfachung –
sowie zur vorübergehenden Aussetzung
der Insolvenzantragspflicht vom 26. Juli
2016 (BGBI. I S. 1824; im Folgenden:
Rechtsvereinfachungsgesetz) bewirkten
Änderungen des Sozialgesetzbuches
Zweites Buch (SGB II), konkret von § 39
Nr. 1 SGB II, sind Versagensbescheide
nach § 66 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Erstes
Buch – weiterhin – nicht von Gesetzes
wegen sofort vollziehbar.
Allerdings erreicht der Betroffene im Falle
der Versagung sein vorläufiges
Rechtsschutzziel noch nicht, wenn diese
nicht vollzogen werden kann: Auch wenn
sich der Antragsgegner wegen der
aufschiebenden Wirkung vorläufig nicht
auf die Versagung berufen darf, steht
damit nämlich noch nicht fest, dass dem
Antragsteller – und sei es auch nur
vorläufig – Leistungen zu gewähren sind.
Für eine isolierte Feststellung der
aufschiebenden Wirkung eines
Rechtsbehelfs gegen einen
Versagensbescheid fehlt es daher am
Rechtsschutzbedürfnis.

Normenkette SGG § 86a Abs 1 Satz 1
SGG § 86b Abs 1 Satz 1 Nr 2
SGG § 86b Abs 2 Satz 2
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SGB II § 39 Nr 1
SGB I § 66

1. Instanz

Aktenzeichen S 21 AS 330/18
Datum 29.05.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 AS 143/20 ER
Datum 17.03.2020

3. Instanz

Datum -

I. Der Antrag des BerufungsklÃ¤gers, "festzustellen, dass der Widerspruch gegen
den Bescheid [des Antragsgegners] vom 05.08.2016 aufschiebende Wirkung hat
und der Beklagte die aufschiebende Wirkung nicht beachtet", wird abgelehnt.

II. Die Beteiligten haben einander Kosten fÃ¼r das Verfahren des einstweiligen
Rechtsschutzes nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Der Antragsteller wendet sich mit einem als Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
zu qualifizierenden Begehren gegen die Versagung von laufenden Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende â�� (SGB II) im Jahre 2016.

Nachdem der Antragsgegner auf einen ersten, im November 2015 gestellten Antrag
des Antragstellers laufende Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch durch Bescheid vom 4. Februar 2016 und
Widerspruchsbescheid vom 18. Februar 2016 insbesondere wegen Unklarheiten
hinsichtlich der Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung vollstÃ¤ndig versagt hatte,
stellte der im Jahre 1982 geborene Antragsteller am 14. April 2016 erneut einen
Antrag auf Arbeitslosengeld II (Leistungsakte â�� im Folgenden: LA â�� Bl. 135 ff.).
Auch auf diesen erneuten Antrag hin versagte der Antragsgegner die Leistungen auf
der Grundlage von Â§ 66 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Erstes Buch â�� Allgemeiner Teil
â�� (SGB I), und zwar durch Bescheid vom 5. August 2016 (LA Bl. 198 ff.), da der
Antragsteller wiederum seinen Mitwirkungspflichten nicht nachgekommen sei.
Hiergegen legte dieser, vertreten durch seine ProzessbevollmÃ¤chtigte, am 10.
August 2016 Widerspruch (LA Bl. 216) ein und machte dabei ergÃ¤nzende Angaben
zur Sache.

AntrÃ¤ge auf gerichtlichen einstweiligen Rechtsschutz, die der Antragsteller zeitnah
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zu diesen AntrÃ¤gen angebracht hatte, blieben erfolglos (Beschluss des
Sozialgerichts Darmstadt vom 11. Mai 2016 â�� S 24 AS 99/16 ER â�� und
anschlieÃ�end BeschlÃ¼sse des Hess. Landessozialgerichts vom 1. Juni 2016 â�� L
9 AS 420/16 B ER â�� und vom 13. Juli 2016 â�� L 9 AS 488/16 RG â��; Beschluss
des Sozialgerichts Darmstadt vom 14. Juli 2016 â�� S 24 AS 720/16 ER â�� und
anschlieÃ�end Beschluss des Hess. Landessozialgerichts vom 29. Juli 2016 â�� L 9
AS 557/16 B ER â��, wobei in diesem Verfahren der Erlass einer einstweiligen
Anordnung wegen der laufenden Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts ab
dem 4. Juli 2016 streitig war).

Mit Schreiben vom 3. November 2016 (LA Bl. 224), eingegangen am 8. November
2016, teilte der Antragsteller persÃ¶nlich dem Antragsgegner mit, dass er seinen
Widerspruch gegen dessen Bescheid zurÃ¼cknehme. Er werde seiner AnwÃ¤ltin
das Mandat entziehen und wolle kein Gerichtsverfahren mehr.

Auf einen neuen, bald darauf â�� am 15. November 2016 â�� beim Antragsgegner
eingegangenen Antrag (LA Bl. 229 ff.) gewÃ¤hrte dieser dem Antragsteller
schlieÃ�lich durch Bescheid vom 16. Juni 2017 â�� nachdem er die Leistungen
zunÃ¤chst erneut vollstÃ¤ndig versagt hatte â�� Leistungen ab dem 1. Februar
2017.

Die ProzessbevollmÃ¤chtigte des Antragstellers hat in dessen Namen am 18. April
2018 UntÃ¤tigkeitsklage zum Sozialgericht Darmstadt wegen der Bescheidung des
Widerspruchs gegen den Bescheid vom 5. August 2016 erhoben. Sie hat
vorgetragen, sie selbst habe bei durchgÃ¤ngiger BevollmÃ¤chtigung â�� der
Antragsteller habe das Mandat zu keiner Zeit beendet â�� den Widerspruch nicht
zurÃ¼ckgenommen. Auch der Antragsteller habe dies nicht tun wollen. Er habe
nicht verstanden, was er unterschreibe, da er nicht gut Deutsch kÃ¶nne. Er habe
nicht gewusst, dass er damit auf gesetzliche AnsprÃ¼che verzichte. Auch sei
anhand des Widerspruchsschreibens nicht zu erkennen, welcher Widerspruch gegen
welchen Bescheid zurÃ¼ckgenommen werde. Es seien "noch mehr Bescheide,
Sachen, AntrÃ¤ge etc." beim Antragsgegner anhÃ¤ngig gewesen.

Das Sozialgericht hat die Klage durch Gerichtsbescheid vom 29. Mai 2019
abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung namentlich ausgefÃ¼hrt, die UntÃ¤tigkeitsklage
sei bereits unzulÃ¤ssig. Der Widerspruch vom 10. August 2016 gegen den Bescheid
vom 5. August 2016 sei nicht mehr anhÃ¤ngig. Der Antragsteller habe den
Widerspruch durch sein Schreiben an den Antragsgegner vom 3. November 2016
zurÃ¼ckgenommen. Etwaige WillensmÃ¤ngel â�� etwa ein Irrtum hinsichtlich des
Inhalts seiner ErklÃ¤rung â�� seien unbeachtlich.

Der Antragsteller hat durch seine BevollmÃ¤chtigte am 28. Juni 2019 Berufung
eingelegt und dabei â�� neben der FortfÃ¼hrung seines erstinstanzlichen
Begehrens und einem weiteren, auf die Hauptsache bezogenen Feststellungsantrag
â�� beantragt, "festzustellen, dass der Widerspruch gegen den Bescheid [des
Antragsgegners] vom 05.08.2016 aufschiebende Wirkung hat und der Beklagte die
aufschiebende Wirkung nicht beachtet". Der Senat hat mit
Berichterstatterschreiben vom 8. Januar 2020 darauf hingewiesen, dass dieser
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Antrag als einstweiliges Rechtsschutzbegehren zu verstehen, aber voraussichtlich
unzulÃ¤ssig sein dÃ¼rfte. Die BevollmÃ¤chtigte des Antragstellers hat daraufhin
mitgeteilt, der Antrag, festzustellen, dass der Antragsgegner die aufschiebende
Wirkung missachte, sei zulÃ¤ssig, weil der Antragsteller ein "ideelles, rechtliches,
finanzielles Interesse an der Feststellung" habe, da es um das Existenzminimum
gehe und der Antragsgegner den Antragsteller "durch seine rechtswidrige totale auf
ewige Versagung etc." diskriminiere (Gerichtsakte Bl. 63).

II.

Der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz ist unzulÃ¤ssig.

1. Das von der ProzessbevollmÃ¤chtigten des Antragstellers im Berufungsschriftsatz
formulierte Begehren ist trotz seiner absehbaren Erfolglosigkeit als Antrag auf
einstweiligen Rechtsschutz und konkret als Antrag auf Feststellung der
aufschiebenden Wirkung (auf der Grundlage einer entsprechenden Anwendung von 
Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â��) anzusehen, nachdem
die ProzessbevollmÃ¤chtigte auch vor dem Hintergrund der Hinweise aus dem
Berichterstatterschreiben vom 8. Januar 2020 in ihrem Schreiben vom 10. MÃ¤rz
2020 an dem Antrag unverÃ¤ndert festgehalten hat.

2. Der Senat ist fÃ¼r die Entscheidung zustÃ¤ndig, nachdem Ã¼ber AntrÃ¤ge auf
einstweiligen Rechtsschutz nach Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 SGG das Gericht
der Hauptsache zu entscheiden hat. Ist das Hauptsacheverfahren in der
Berufungsinstanz anhÃ¤ngig, ist somit das Berufungsgericht zur Entscheidung
(auch) Ã¼ber einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz berufen.

3. Der Antrag ist jedoch unzulÃ¤ssig.

Er ist zwar im Ausgangspunkt statthaft: In FÃ¤llen, in denen ein Rechtsbehelf von
Gesetzes wegen nach Â§ 86a Abs. 1 Satz 1 SGG aufschiebende Wirkung hat, kann
der Betreffende auf der Grundlage einer entsprechenden Anwendung von Â§ 86b
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG die gerichtliche Feststellung der aufschiebenden Wirkung
verlangen, sofern die Verwaltung diese nicht beachtet (vgl. fÃ¼r viele Keller, in:
Meyer-Ladewig u.a., SGG â�� Kommentar, 12. Aufl. 2017, Â§ 86b Rn. 15). Der Fall
der Versagung einer Leistung nach Â§ 66 Abs. 1 SGB I, also der Nichtbewilligung
einer beantragten Leistung mit RÃ¼cksicht auf die unzureichende ErfÃ¼llung von
Mitwirkungsobliegenheiten, ist auch nach den mit dem Neunten Gesetz zur
Ã�nderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch â�� Rechtsvereinfachung â��
sowie zur vorÃ¼bergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht vom 26. Juli
2016 (BGBI. I S. 1824; im Folgenden: Rechtsvereinfachungsgesetz) bewirkten
Ã�nderungen des Sozialgesetzbuches Zweites Buch in Â§ 39 SGB II nicht genannt,
so dass Versagensbescheide â�� weiterhin â�� von Gesetzes wegen nicht sofort
vollziehbar sind (so auch Burkiczak, in: BeckOK-SozR, Â§ 39 SGB II Rn. 5; Greiser, in:
Eicher/Luik, SGB II, 4. Auflage 2017, Â§ 39 Rn. 19; Aubel, in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB II, 5. Aufl., Â§ 39 (Stand: 01.03.2020) Rn. 15; Keller, in: Meyer-Ladewig
u.a., SGG â�� Kommentar, 12. Aufl. 2017, Â§ 86a Rn. 16b; Kallert, in: Gagel, SGB II /
SGB III, Werkstand: MÃ¤rz 2020, Â§ 39 Rn. 25; vgl. auch Bayerisches LSG, Beschluss
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vom 27. April 2017 â�� L 7 AS 277/17 B ER â��, juris, Rn. 35). Dieses
Auslegungsergebnis unterliegt schon angesichts der als AufzÃ¤hlung ausgestalteten
Regelung in Â§ 39 Nr. 1 SGB II â�� in der die Versagung fehlt â�� letztlichen keinem
Zweifel. Hinzu kommt, dass durch das Rechtsvereinfachungsgesetz fÃ¼r die
Entziehung, also die andere Alternative des Â§ 66 SGB I, die sofortige
Vollziehbarkeit von Gesetzes wegen eingefÃ¼hrt und damit die diesbezÃ¼glich
zuvor bestehende Zweifelsfrage geklÃ¤rt wurde, wÃ¤hrend die Versagung in Â§ 39
Nr. 1 SGB II weiterhin nicht genannt ist; dies kann nicht anders denn als "beredtes
Schweigen" des Gesetzgebers verstanden werden. Eine entsprechende Anwendung
kommt schlieÃ�lich ebenfalls nicht in Betracht: Abgesehen von der danach
fehlenden LÃ¼ckenhaftigkeit der gesetzlichen Regelung gibt es hierfÃ¼r auch
inhaltlich keine Grundlage: Die in Â§ 39 Nr. 1 SGB II aufgefÃ¼hrten und auf
Leistungen der Grundsicherung bezogenen Entscheidungen (Aufhebung,
RÃ¼cknahme, Widerruf und Entziehung) betreffen durchgÃ¤ngig bereits bewilligte
Leistungen und unterscheiden sich dadurch grundlegend von der Versagung, die
sich begrifflich gerade auf einen noch offenen Antrag bezieht.

Allerdings erreicht der Betroffene â�� gerade aus diesem Grunde â�� im Falle der
Versagung sein vorlÃ¤ufiges Rechtsschutzziel noch nicht, wenn diese nicht
vollzogen werden kann: Auch wenn sich der Antragsgegner wegen der
aufschiebenden Wirkung vorlÃ¤ufig nicht auf die Versagung berufen darf, steht
damit noch nicht fest, dass dem Antragsteller â�� und sei es auch nur vorlÃ¤ufig
â�� Leistungen zu gewÃ¤hren sind. FÃ¼r eine isolierte Feststellung der
aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs gegen einen Versagensbescheid fehlt
es daher am RechtsschutzbedÃ¼rfnis, da der Betroffene seine Rechtsposition damit
nicht entscheidend verbessern kann.

Angesichts dieser dogmatischen ZusammenhÃ¤nge ist im konkreten Fall das
RechtsschutzbedÃ¼rfnis zudem deswegen sehr zweifelhaft, weil aus dem bloÃ�en
Umstand, dass der Antragsgegner entsprechende Leistungen nicht erbringt, nicht
geschlossen werden kann, dass er den Eintritt der aufschiebenden Wirkung
hinsichtlich des Versagensbescheides in Frage stellt (zum RechtsschutzbedÃ¼rfnis
bei einem Antrag auf Feststellung der aufschiebenden Wirkung vgl. nochmals Keller,
in: Meyer-Ladewig u.a., SGG â�� Kommentar, 12. Aufl. 2017, Â§ 86b Rn. 15).

Der Antragsteller ist somit jedenfalls ergÃ¤nzend auf einen Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung verwiesen (vgl. LSG Stuttgart, Beschluss vom 8. April 2010
â�� L 7 AS 304/10 ER-B â��; LSG fÃ¼r das Saarland, Beschluss vom 2. Mai 2011
â�� L 9 AS 9/11 B ER â��, NZS 2012, 32; Keller, in: Meyer-Ladewig u.a., SGG â��
Kommentar, 12. Aufl. 2017, Â§ 86b Rn. 29b). Einen entsprechenden Antrag hat der
anwaltlich vertretene Antragsteller trotz des Hinweises auf diese Problematik im
Berichterstatterschreiben vom 8. Januar 2020 nicht gestellt, so dass eine
ergÃ¤nzende Auslegung nur schwerlich in Betracht kommt.

4. Selbst wenn man dies aber â�� mit Blick auf den sogenannten
MeistbegÃ¼nstigungsgrundsatz und unter entsprechender Anwendung von Â§ 123
SGG â�� anders sehen wollte, kÃ¶nnte der Antragsteller keinen Erfolg haben. Geht
man zu seinen Gunsten davon aus, dass sein Begehren im Wege der ergÃ¤nzenden
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Auslegung als (auch) auf den Erlass einer einstweiligen Anordnung
korrespondierend zu dem im hiesigen Hauptsacheverfahren streitigen Bescheid
vom 5. August 2016 und dessen Regelungsgehalt gerichtet verstanden werden
kann, kÃ¶nnte diese nur den Zeitraum vom 1. Mai 2016 bis 14. November 2016
betreffen. Wegen der ZÃ¤surwirkung des am 15. November 2016 gestellten neuen
Antrags, der durch die nachfolgenden Verwaltungsakte vom 17. Februar 2017 und
vom 16. Mai 2017 beschieden wurde, sind Leistungen ab diesem Tag nicht
Gegenstand des hiesigen Verfahrens.

Soweit der damit streitige Zeitraum bereits Gegenstand der vorangegangenen
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes war, ist der Antrag auf Grund der
entgegenstehenden Rechtskraft der ablehnenden Entscheidungen dort bereits
unzulÃ¤ssig (zur materiellen Rechtskraft von Entscheidung Ã¼ber AntrÃ¤ge auf
Erlass einer einstweiligen Anordnung vgl. nur Keller, in: Meyer-Ladewig u.a., SGG
â�� Kommentar, 12. Aufl. 2017, Â§ 86b Rn. 44a und Â§ 141 Rn. 5). Eine wesentliche
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse, die eine neue inhaltliche Entscheidung erlauben
wÃ¼rde, ist nicht ersichtlich und nicht vorgetragen.

Im Ã�brigen fehlt es durchgÃ¤ngig an den Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer
einstweiligen Anordnung, die vorliegend allein in Form einer Regelungsanordnung
nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG in Betracht kommt.

Das Gericht kann eine entsprechende Anordnung erlassen, wenn sie zur Abwendung
wesentlicher Nachteile notwendig erscheint. Ein solcher Nachteil ist (nur)
anzunehmen, wenn einerseits dem Antragsteller gegenÃ¼ber dem Antragsgegner
ein materiell-rechtlicher Leistungsanspruch in der Hauptsache â�� mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit, wobei die diesbezÃ¼glichen Anforderungen auf
Grund des funktionellen Zusammenhangs mit dem Anordnungsgrund
unterschiedlich sind â�� zusteht (Anordnungsanspruch) und es ihm andererseits
nicht zuzumuten ist, die Entscheidung Ã¼ber den Anspruch in der Hauptsache
abzuwarten (Anordnungsgrund). Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund sind
glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG i.V.m. Â§ 920 Abs. 2
Zivilprozessordnung).

An der Glaubhaftmachung fehlt es im konkreten Fall trotz anwaltlicher Vertretung
vollstÃ¤ndig. Im Ã�brigen zielt eine Regelungsanordnung gerade im Bereich des
Existenzsicherungsrechts auf die Abwendung einer gegenwÃ¤rtigen, durch die in
Frage stehende Leistung beziehungsweise deren Ausbleiben verursachten Notlage.
Sie kann daher regelmÃ¤Ã�ig nicht fÃ¼r LeistungszeitrÃ¤ume in der Vergangenheit
erlassen werden, sofern nicht ausnahmsweise glaubhaft gemacht wird, dass eine
dadurch verursachte Notlage gegenwÃ¤rtig fortwirkt (vgl. fÃ¼r viele Keller, in:
Meyer-Ladewig u.a., SGG â�� Kommentar, 12. Aufl. 2017, Â§ 86b Rn. 35a). Eine
fortwirkende Notlage wegen der Leistungsversagung im Jahre 2016 ist aber nicht
ansatzweise ersichtlich; an einer Glaubhaftmachung fehlt es, wie bereits
ausgefÃ¼hrt, vollstÃ¤ndig.

5. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG.
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Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 20.04.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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